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Vo r s i t z e n  d e r: P räsident Kunscbak. 

Sc h r i f t f ü h re r: Grubllofer. 

Präsident: Die S i  t z  u u g ist er Ö f f n e t.  
Der Herr A b g. S p e i s e r hat sein Ma ndat 
im R e c h n u n  g s h o f a u s s c h u ß und im 
Ausschu ß für E n,e r g i e w i r  t s c ,h a f t z u ­
r ü c k ge l e g t .  An sei ne Stelle t ritt der Herr 
Abg. K ö r n  e r. 

Im Einver nehmen mit den Parteien setze 
ich auf die Tagesord nung der Sitzung den 
B e r i ch t des Aus s c h u s s e s  f ü r V e r­
m ö g e n s s i  c h er u n g u n d Wir t­
s c h a f t s P 1 a n u n  g ü b e  r d i e R e g i e­
r u n  g s v o r 1 a g e (34 d. B.): B u 'll d e s  g e­
s etz ü b e r öffe n t l i che V e r w alter 
u n d ö f f e n t 1 ich e A u f s i ch t s per s o­
n e  n. 

9 

7. Sitzung NR V. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 1 von 7

www.parlament.gv.at



82 7'. Sitzung des Nationalrates der Republik östeI'l'teich. - V. G. P.·- L FebrllJar 1946. 

Ich stelle gleichzeitig den Antrag,'von der 
schriftHöhen Berichterstattung und der damit 
verbundenen 24stündigen Aufliegefrist Ab­
stand zu' nehmen. Ich bitte diejenigen Mit­
glieder des Hohen Hauses, die meinem Vor­
schlage zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. (Geschieht.) Das Haus ·hat mit der 
erforderlichen Z w e i d  r i t t e l  m e h r  h e i t 
meinem Antrag zug e s t i m  m t. 

Ich bitte den Herrn Abg. S c  h u m y, den 
Bericht zu erstatten. 

Berichterstatter Ing. Schumy: Hohes Haus! 
Das Gesetz über die Bestellung von öffent­
lichen Verwaltern 'und Auf:sichtspersonen vom 
10. Mai 1945 war bis 18. Dezember unbean­
standet. Es hatte die Aufgabe, die Vermögens­
werte, die durch den Krieg angefallen sind, 
zu siohel'n, vor allem ,aber den national­
sozialistischen Einfluß auf di,e 'Wirtschaft hint­
anzuhalten. In den ersten Monaten wurden 
Tausende von Vemnögensverwaltern bestellt, 
und in einer sehr großen Anzahl von Fällen 
wurde auch die Vermög·ensaufsicht verhängt. 
Im Laufe des Sommers hat sich nun die Not­
wendigkeit ergeben, an diesem Gesetr.l. ver­
schiedene Änderungen vorzunehmen. Es 
haben auch bereits interne Abspralchen über· 
eine solohe Novellierung stattgefunden. Zu 
dieser Änderung des Gesetzes ist es indessen 
nicht gekommen, welil die Wahlen und auch 
die Länderkonferenzen viel Arbeit und Zeit 
in Anspruch genommen haben. 

S6 blieb das Gesetz in Geltung, bis am 
18. Dezember der Alliierte Rat dagegen Ein­
spruch erhob. Er gab in seinem Einspruch 
zu verstehen, daß er mit diesen Bestimmun­
gfl'll nicht einverstanden ist und den Alliier­
ten Mächten ein erhöhter Einfluß auf die 
Gestaltung der ganzen V,el'lmögenssicherung 
einzuräumen seL Das zuständige Ministerium 
hat sofort versucht, im Wege von Verhand­
lungen mit d,en Alliierten Mächten ein Ein­
verständnis bezüglich der Neugestaltung des 
Gesetzes herbeizuführen. Ich stelle ausdrück­
Hoh fest, daß diese Verhandlungen gleich 
Anfang' Jänner in Angriff genommen und 
eifrigst fortglesetzt worden sind. Indessen ist 
es nicht gelungen, zu einem Einverständnis 
zu gelangen. Wohl aber haben die Alliierten 
Mächte zu verstehen gegeben, daß sie Wert 
darauf legen, daß das Gesetz sofort außer 
Kraft ,gesetzt wird. 

Die Regierung stand nU'nmehr vor der Ge­
fahr, daß ein Ex-lex-Zustand in einer Sache 
eintritt, die eine solche Vernachlässigung 
nicht verträgt. Wenn wir berücksichtigen, um 
welch große Vermögenswerte es siclh handelt, 
wenn man in Erwägung zieht, daß die Ver-

. waltung vielfach treuhändig erfolgt, so ist 
es klar, daß die Fortführung der Institution 

der Vermögensverwalter eine Notwendigkeit 
ist und daß diese Einrichtung einer gesetz­
lichen Unterlage nicht entbehren kann. Der 
Vorschlag der Vertreter der Regierung, das 
Gesetz so lange in Kraft zu belassen, bis 
das neue Gesetz vom Parlament beschlossen 
wird, wur.de abgelehnt, wobei ich bemerke, 
daß die Absieht bestand, eine Novelle in 
übereinstimmung mit dem Willen der Par­
teien zu schaffen,die einerseits den Wün­
schen der Alliierten Mäc.hte Rechnung trägt, 
anderseits sich auch bemüht, alle jene Er-:­
fahrungen zu verwerten, die bei der Anwen� 
dung dieses Gesetzes in der abgelaufenen 
Zeit gemacht worden sind. Dieser Vorschlag 
wurde nicht gebilligt, und daher ist die Bun-. 
desregierung dazu veranlaßf gewesen, dem 
Hause heute diesen Gesetzentwurf vorzu� 
legen, dessen erster Paragraph zunächst die 
Außerkraftsetzung des Ge'setzes vom 10. Mai 
zum Zwecke hat. Damit aber keine Gesetzes­
lücke entsteht und die Kontinuität in diesen 
Belangen gewahrt erscheint, hat die Regie­
rung einen § 2 angefügt, der lediglich jene 
Forderungen beinhaltet, die von den Alliier­
ten Mächten an uns gestellt worden 'sind. Es 
ist also von der Regierung nicht versucht wor­
den, meritorisch noch etwas dazu :uu sagen, 
sondern sie hat lediglich dem W,U'nsch loyaler 
Weise Rec.lmung getragen. 

Wie Sie aus dem Entwurf ersehen können, 
werden die Vermögensverwalter - ich be­
mer�e, daß von Aufsichtspersonen in dem 
Gesetz nicht die Rede ist - so lange in ihrem 
Amte verbleiben, solangle n.ioht eine Ent­
scheidung der zuständigen Mächte darüber 
getroffen wqrden ist, ob .sie in ihrem Amte 
:w verbleiben haben oder ob sie enthoben 
werden sollen. Des weiteren wird in dem­
selben Paragraphen ausgeführt, . daß die Ver­
mögensverwalter bezüglic.h der Vermögen­
schaften und der materiellen Gebarung dem 
Alliierten Rat verantwortlich sind. Schließ­
lich wird. in dem Gesetz.esentwurf auch des 
weiteren gesagt, daß die Verwalter in bezug 
auf ihre Tätigkeit persönlich und materiell 
den Alliierten Mächten und allen interessier­
ten Personen verantwortlich sind. Die Inge­
renz der Bundesregierung wird daher in die­
sem Gesetzesparagraphen nicht berührt. Im 
§ 3 wird schließlich bestimmt, daß mit der 
Vollziehung dieses Gesetzes das Bundes­
ministerium für Vermög.enssicherung und 
Wirtschaftsplanung betraut ist. Die Bundes­
regierung behält also in dieser Sache ledig­
lich die administrative Verwaltung, während 
die V,erantwortung und die Befehlsgewalt, 
wenn ich mich so ausdrücken darf, von den 
Alliierten Mäehten beansprucht wird. 

Über diesen Gesetzesentwurf hat heute der 
Ausschuß ausführlich gesprochen. Es wurden 
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alle Momente ins Treff,en geführt, die dabei 

I 
sen mutig,ell Ernsatz und diese Tatkraft der 

geltend gemacht werden ]wnnteu. Der Aus- österrekhischen Arbeiter und Angestellten 
schuß hat insbesondere auf die Tatsache ver- noch nicht genügend gewürdigt hat. (Beifall 
wiesen, daß die Handhabung dieses Gesetzes und Händeklatschen bei den Parteigenossen.) 
unter Umständen eine verschiedene sein loh glaube, daß ihnen das ganze Volk dafür 
könnte, weil in den einzelnen Be:.3atzungs- Dank schuldet. 
zonen jeweils eine andere Besatzungsmaoht 
zuständig ist. Wir sind überzeugt, daß die 
Alliierten Mächte dafür Vorsorge treffen wer­
den, daß in diesem PUllkte eine möglichst 
gleichartige Behandlung und Vorgangsweise 
gesichert ist. 

Hoh"es Haus ! Es wurde über die Frage der 
Neugestaltung dieses Gesetzes auch unter den 
Parteien gesprochen. Die Zeit ist aber zu 
kurz, um über dieses Thema jetzt noch ver­
handeln zu können. Es besteht aber die Ab­

sicht, sobald als möglioh in die internen Be­
ratungen über die Gestaltung des neuen Ge­
setzes einzutreten. Es wrFd selbstverständlich 
das bei diesen Verhandlungen zustande ge­
konunene Elaborat mit den Alliierten Mäch­
ten durchbesprochen werden, und wenn der 
Akkord llnter allen vier Teilen herbeigeführt 
ist, wird sich die Bundesregierung beeilen, 
so rasch wie möglic.h die neue Novelle dem 
Hohen Hause vorzulegen. Die Bundesregie­
rung ist sich sicherlich der großen Notwen­
digkeit einer Novellierung bewußt, und sie 
weiß auch, daß es im Interesse der heimi­
schen WirtschaH gelegen wäre, wenn meri­
torisch ganz klare Bestimmungen bezüglich 
der Verwalter, bezüglich der Kontrolle der­
selben und bezüglich der Absetzungsmöglißh­
keiten geschaffen würden; darüber' besteht 
nirgends ein Zweifel, daß in dieser Richtung 
umfassende Vorkehrungen und Bestimmun­
gen getroffen werden müssen. Ich empfehle 
dem Hohen Hause, den Gesetzentwurf in der 
vorliegenden Fassung anzunehmen . 

Präsident: Zum Worte hat sich der Herr 
Abg. P r o k -s c h gemeldet. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Proksch: Hohes Haus! Als nach Be­
endigung der Kämpfe in österreich die Be­
triebe herrenlos waren, waren es die Arbei­
ter und A'l1gesteillten, die sofor t einsprangen 
und d.ie Betriebe unter den schwierigsten 
Vlerhältujslsen wieder in Gang zu bringen 
versuchten. Sie taten dies oft unter den 
schwierigsten U mständ8ln, ohne Verkehrs­
mittel b enUtzen zu können, oft ohne ge­
nügende Ernährung, wochenlang ohne geld­
liche Entschädigung. Sie brachten diese Opfer 
im Interesse unserer österreichischen Wirt­
schaft. 

Der Herr Abg. F i s  c he r hat heute schon 
dal'lauf verwiesen, aber ich möchte diese Tat­
sachen hier noch einmal erwähnen, weil ich 

'glaube, daß mUin diese Opferwilligkeit, die-

Wir :haben gesehen, daß die Unternehmer, 
die meistenteils Fasohisten waren, gefl Lichtet 
sind und die Betriebe buchstäblich ohne 
Führung waren. Der Staat nlußte eingr·eifea. 
Die Provisorische Staatsregierung hat das 
Gesetz über die öffentlichen Verwalter ge­
sehaffen, um auch eine verantwortHche Füh­
rung der Betriebe zu bestellen und so die 
Möglichkeit der Weiterführung oder Betriebe 
zu schaffen. Die' Zahl der öffentlichen Vm'­
walter, die .in österreich bestellt wurden, ist 
nicht klein, si,e beträgt rund 6000. Sie alle 
\�lissen� daß es sioh dabei um die größten Be­
triebe handelt, die -es in österreich gibt -
zum Te.il auch um l{Jleinere Betriebe -, aber 
in jedem Fall hat dals gesamte österr,eichische 
Volk an dieser Sache das größte Interes:5e, 
denn es handelt sich hier um Betriebe, die 
letzten Endes der St,aat für sich beanspruchen 
muß, die in eLen Besitz der Gesamtheit über­
gehen müssen. 

Der Ged anke, der zur Einsetzung' der öster­
reichischen Verwalter geführt hat, war aber 
nicht bloß der, eane geregelte Führung deI' 
Betriebe zu ermöglichen, sondern darüber 
hinaus auch der, daß von nun an von vorn­
hepein jede M ög:liohkeit ,ausgeschaltet seIn 
müsse, daß der Faschismus in den Groß­
betrieben wrreder seine Herrschaft v orberei­
tet, daß ihr materieller Ertrag wieoder dazu 
benützt werden könnte, um den Fatichismus 
neuerlieh aufzuziehlen. (Beifall bei den Partei­
genossen.) 

Wir wissen ,aus der Vergangenh eit nur zu 
gut, daß der FUischismus gerade '.in' diesen 
Betrieben gewachsen, ja daß er aus ihnen 
hervorgegangen ist. Wir brauchen hier nur 
einen Namen zu nennen, den der Alpinen 
M ontangesellschaft. Dem Flaschismus muß 
für alle Zeiten der Nährboden entzogen sein, 
und diese Betri1ebe, in denen der Faschis­
mus vordem gehaust hat und in denen er 
seine materiellen Grundlagen gefunden hat, 
müssen den Besitzern für alle Zeit entzogen 
sein, sie müslsen Gemeingut des ganz.en 
Volkes werden, denn das ist nur eine klein e 
WieeLergutmachung dessen, was diese Herr­
schaften am österreichilschen Volk verschul­
det haben. (Lebhafter Beifall bed. den P.artei­
genossen.) 

Wenn wir nun das Gesetz vor uns sehen, 
so müssen w.ir sagen, daß uns der materielle 
Inhalt seiner Bestimmungen zutiefst be­
drückt. Mit diesem Gesetz wird der öster-
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reichischelll Regierung jeder Einfluß .auf die 
Führung und ,auf die Füh:r:er der Betriebe 

e.ntzogen, und man 'weiß nun nicht,' wie die 
',veiter,e Gestalt:ung ,sein wird. Dies scheint 
EUS eine '810 weittragende Sache zu sein, daß 
v"ir mit tiefstem Bedauern feststellen müs­
sen, daß keine andere Lösung möglich war, 
nämlic.h die, daß �man das von den Alli­
ierten aufgehobene Gesetz mit einem neuen 
Gesetze abgelö!'t hätte. Der Herr Bericht­
C'fstatter hat schon darauf v,erWIiesen, daß 
die öffentlichen Verw.alter nunmehr nicht 
der AlLiierten Kommission, sondern in jeder 
Zone der dort stehenden Macht unterstellt 
wurden. Dies bedeutet VGn vornherein, daß 
hier n:ach ve!'lschiledenen Gesichtsp.unkten 
vorgegangen weroden wird und daß es wohl 
schwer sein wird, die g,alllze Saohe wieder 
auf ein einheitiliches Geleise zu bringen. Wir 
können nur f,eststelleu, d,aß es für .. unsere 
Volkswirtschaft wahrscheinlich sehr schwer­
wiegende Folgen huben wird, daß w.ir hier 
als Staat, als Gesamtheit, vonqer Führung 
der Betriebe ausgeschaltet werden und daß 
nunmehr die Illlteressen, die hier walten wer­
den, nicht immer die unseren sind. Wir 'Bind 
sehr wohl darüber 'informier,t und Nerstehen 
,auc!h, daß die AJlliierten ein erhöhtes Inter­
esse an diesem Problem haben und auf die 

.Bestellung der öffentlichen Verw.alter wie 
auf die Vle,rwaltung der ,Betriebe einen er­
höhten Einfluß gewinnen wollen, aber iln der 
Form, wie es das Gesetz vO!'lschlägt, bedeutet 
das Gesetz wesentlich mehr als einen er� 
höhten Einfluß, ,es bedeutet Ipraktisch, w.enig­
stens auf geraume Zeit hinaus, ,den Entzug 
dieser Betriebe aus der österreiohischen Ver­
w�tung. 

Ich kann hier nur erklären, d,aß wir diese 
Tatsache mit tief,stem Bedauern zur Kennt­
nis nehmen und daß wir .nur das eine hoffen 
und erwarten, daß in kürzester Zeit ein 
neues Gesetz bes!Clhlossen wird, das die Frage 
der öffentlichen Verwalter lendgültig !'Iegelt. 
J'c rascher wir zu diesem Ges,etze kommen, 

. um so geringer werden die Schäden für un­
sere Volkswirtschaft sein und um sO' r,ascher 
wird die ganze Frage einer Lösung zugeH.ihrt 
werden. Ich bitte alle beteiligten Kr'eise, da­
hin 1;U wirken, daß dieses neue .Gesetz so 
rasch als mö.gliC'h bes,chlossen werde. (Beifall 
bei deill Parteigenossen.) 

Präsitlent: Zum Wort geLangt nun der Herr 
Abg. E 1 s e r. 

Abg. Elser: Meine Damen und Herren! Zur 
Regierungsvorlage über die Aufhe.bung des 
Bundesgesetzes über. die öffen-tlichen Ver­
walter und die öff.entlichen Aufsichtspersonen 
gestatte ich mir f,olgende Stellungnahme: 
'Wir müssen uns bei di�er Frage daran er-

innern, wie es eigentlich zu diesem Bundes­
gesetz über die öff,entlichen Verwalter; kan1. 
Ich muß da meinem geehrt€ll Vorredner voll­
kommen beipflichten: Erinnern wir uns dar­
an, wie es nach dem Zusammenbruch des 
fluchwürdigen Hitler-Regime.s war. Tausende 
und abe,i' tausende Unternehmungen, große, 
mittlere und kleine Betriebe, wurden über 
Nacht herrenlos und führerlos. Di'e Arbeiter 
und Angestellten waren 'es - mein Vor­
redner hat recht L, die sich zu tausenden, 
ja 'zu hunderttausenden schützend vor diese 
Betriebe stellten und damit der östeqeichi­
schen Wirtschaft und dem österreicnischen 
Vo�k hunderte Millionen Schilling retteten 
und sioherten. D,ann kam der Beschluß der 
Provisorischen Staatsregierung, die durch 
die Schaffung des Bundesgesetzes über die 
öffentlichen V,erw:alter eigentlich erst die 
Möglichkeit bot, dieses große Vlolksvermögen 
vor Schiebungen und V,erschleppungen zu 
sichern. Das waren ja auch die Gründe und 
UI'Isachen, die zu diesem Bundesgesetz l'ühr­
ien, ,das nun zu unseflem iBedauern aufge­
hoben werden soll. Wir wollen nicht d,as 
Schlimmste befürchten, aber uns,ere Besorg­
ni,s doch hier 1;um Ausdruck bringen. Wir 
dürfen ni,cht vergessen, daß dieses Gesetz die 
Möglichkeit bot, e�ßien großen Teil der Papier­
industrie öst,erreichs, der chemischen Indu­
strie, der Bergbauindustrie, der Eisen- und 
Stahlindustrie und vor allem .auch der gr,aphi­
schen Industrie wieder ei,Her .gesioherten 
Leitung und Verwaltuug zuzuführen. Es gibt 
noch tausende mittlere und kleine Betriebe, 
die dadurch ebenfalls vor dem volJlkomme­
nen Verfall gerettet wurden. Ich will auch 
noch die vi'elen Kinos erwähnen, die eben­
f,aHs auf diesem Wege irgendwie zum min­
desten vor Schaden bew.ahrt wurden. Ich 
muß aber mit Besorgnis erklären: Kaum hat 
man in Österfieich die Wirtschaft mit vieler 
Mühe recht und schlecht in Ordnung ge­
bracht, da droht ihr schon w�eder ein Chaos. 
Wir dürfen nicht vergessen,' meine sehr ge­
,ehrten Damen und Herren, d,aß das Rep.atri­
ierungsgeS'etz aufgehoben werden. mußte, und 
!l1un folgt die Aufhebung des Gesetzes über 
die Verwalter und AufsichtJsversonen. Es ist 
,ein tr,aurig'e,s . Wirtscl1:aftsbild, wenn man die 
Dinge so sieht, wie sie wirkliCih sind. Die 
Volkswirtschaft ,in österreich �st durch die 
Zonene,inteiJl.ung in vier Teile zerrtssen, die 
Sicherung des österreichischen Volksver­
mögens ist damit eigentHc'h praktisch be­
seitigt. Wohin soll dies führen? Ich will, wie 
me1n geehrter Vorredner, ebenfalls der Hoff­
nung Ausdruck geben, .daß an Stelle des Ge­
setzes, das nun -aufgehoben wird, rftsc>h ein 
neues Gesetz zur Sicherung d,er österreichi­
srhen W�rtsc>haft ein.gebracht und in diesem 
Hause zum BeISchluß erhoben wird. 
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Meine Damen und Herren! Das österreichi-
I 

nach ihrer Me1nung nicht ganz gegeben 
sehe V()lk will arbeJiten, und es hat wohl auch I waren. Wenn dem aber ,so ist, dann tun Sile 
ein Recht, daß man i,hm nicht die Existenz- damit dem Volk und der W.irtschaft nichts 
grundlagen entzieht. Gutes und Sie stellen sich damit in Wider-

Ich will daher zum Scohluß noch der Hoff- spruoh zu eilner -objektiven und sachlichen Be­

nunO' Ausdruck verleihen d:aß es doch in triebsführurrg (WiderSipruch bei den Sozia­
kur:er Zeit möglic h .sein �1rd und muß, der listen), an der}Vir, die Arbeiter und die An­
�chwer darniederlieO'end'en und erst auf zu- gestellten, ein wes1entliches Interesse haben. 
bauenden österfleidhi:�chen Wirtschaft endlich (Beif:alI UIIld Härnd-ewlatschen bei den Partei­
einmal eine lebensfähige .Grundlag e zu geben. genossen.) Ich darf d,ahersagen: Die öffent-

.. . . lichen Verwalter haben naClh dem Sinne des 
Prasldent: Zum Worte hat slCh der H�Iir Gesetzes Treuhänder zu sein, und in di,esem 

Ab? Ai t e n bur g er fSiemeldet. Ich erteIle Sinne wollen wir.in Zukunft rauch all die Neu­es Ihm. schaff ung des Gesetzes gehen. Wenn Sie an-
Abg. Altenburger: Hohes Haus! Meine dere Motive darin finden wolloo, dann werden 

namen und Herren! Wenn wir schon des Sie damit der Volkswirtschaft nic ht nützen. 
ö ft.eren den D�� ll1Il die öster.reichische Ar- In di,eseEl Zusammenhang geben die öffent­
beIter�schaft d.arur . zum �usdruc�. 

brachten, lichen Verw,alter Anlaß zu manoher Kritik. d�ß SIe �ehr als 
.
l'h�e Pfh�l?t .'erfullt Iha�, so' Sie wissen ja .ganz gelliau, daß viele öffentliche WIssen �Ir, daß �e osterrelOhische 

.
Arbelter- Verwalter, besonders zu Beginn, nicht im schaft dle�e Tlat. In d�r ErkenntnIS. geset�t Weg e ,des Staats,amtes, sondern vielfach im 

hat, daß ?sterrewh lebt und daß 'seIn�. 
EXl- Wege des P,arteisekretariates bestellt wur­

ste�z ge�lcher:t werden muß. n�r daf'�r zu den. (Lebhafter Widerspr,uch bei den Sozta­danKen, I�t mcht :?ur Aufgabe 'e�ner emzel- listen. _ Zustimmung bei den Parteigenos­
nen Fr,aktIon, dafur zu dank�n, I'st Aufgabe sen.) Wir wiSISen ,ganz g,enau, wie diese Ein­
des gesamten Hauses, und dIesen .Dank . hat sätze v'Ür sich gegangen sind. (Andauernde 
der .Herr Bundeskanzler selbst m selller Unruhe.) 
Antntt.iRnsprache zum Ausdruck gebr,acht. 
(Zustimmung bei den Abgeordneten der Präsident (das GlockenlJeichen gebend): Ich 
ÖVP.) bitte, den Redner nicht zu unterbrechen. 

Wenn wir aber die Letstungen der öster- Abg. Aftenburger (fortf:ahrend): Wenn Sie 
reiCihl,schen Arbeiter- und Aillgestelltenschaft diese Tatsache nicht wahrhaben wollen - Sie 
mit der Frage der öffentlichen VerwaUer ver- tun auch damit der Voll{swirtschaft keinen 
qukken und we'nu man hier versucht, den guten DielliSt -, so ist das Ihr gutes Recht, 
öffentlichen Verwaltern der Betriebe und Sie werden auer vielleicht doch zur Erkennt­
UnteI'lnehmungen eiille politiJsche Mission zu- nis komme n, daß die Überprüfungen durch 
zuschreiben, so muß uns dieser G�dankebe- die Parteisekretariate nicht ,i m mer - ganz ob­
fremden. Die öffentlichen Verwalter sind jekUv gewesen sind. (Zw.i'8'chenrufe und 
11icht dazu beruven und nach dem Gelsetz Gegenrufe. - Abg. Fis ehe r :  Es gibt keine 
vom 10. Mai 1945 auch nicht verpflichtet Kriegsverbrec-her unter d.en öffentlichen 
worden, eine politische Mission 1'u erfüllen, Verwaltern!) Daß Sie ·d.afür eing etreten 
sondern sie 'haben die Aufg.abe übernommen, sind, darülYer brauchen Sie sich, meine 
Treuhänder des Sta:ates zu sein. (Lebhafter· Kollegen von der Kommuni,stischen Frak­
Beifall bei den ParteifSieurossen.) Wenn noo in tion, nicht besonders !ZU ereifern. Es i-at 
diesem Zusammenhang manche öffentliche bloß die Feststellung einer TatsaC<he, 
Verwalter diese ihre Verpfl.iohtung ver�annt die, glaube ich, auch Sie nicht bezweifeln. ' 
und ihre SteNung zu politischen Aktionen (R uf bei den Sozialisten: Wer.hat Ihnen denn 
benützt haben, so ist dies nur bedauerlich. Ihre Rede, 'lwnzipiert?) Ich brauC<he kein Kon­
(Ruf bei den Sozialisten: Bitte, Tatsachen all- Ziept von jemand andere m ; ich bin in eine 
führen!) andere Schule gegangen. (Zwi.schenruf bei 

Wir haben es zum Beispiel erlebt - wenn 
Sie wollen, kallin ioh Ihnen sagen, daß dies 
bei Waagner..,Biro und .ander,en Betriebe n der 
Fall war -, daß der öffentliche Verwalter 
sellbst auf die Betriebsratsw:ahlen Einfluß 
nahm. Sie können eine Reihe ,anderer Vor­
fälle verfolgen, wo selbst die Gewerksch,aft 
zur Erkenntnis kam, daß der öffentliche Ver­
w,alter untauglich ist, aber trotzdem kein 
neuer Ver,w,alter bestellt wurde, weil die 
poiliHsc hen Voraussetzungen dazu im Betrieb 

den SQZilalisten: Ihre Schule war scheinbar 
eine f:aschilsUsche!') Meine Schule war die 
freie Erkenntn.is, zum Untersühied von vielen 
Ihfler Lehrgänge! Jedenfalls tragen Sie auch 
hier im Saal grüne Aufschläge I 

In diesem Zusamme nhang muß ich nun­
mehr sagen, daß auoh uns die Vorlage der 
Regierung sicherHoh nicht erfreut und auch 
nicht erfreuen kann, we il wir nunmehr zu 
den vier Demarkationslini1en, die wir schon 
haben, auch noch in di1e Gefahr geraten, e i ne 
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vierIach au fgespaltene Wirtschaft zu bekom­
men, und weil wir genau wissen, wie es um 
die Verflechtung ,unserer Wirtsch.aft und In­
'dustrie bestellt ist. Wir fürchten, daß durch 
die Aufteilung der Ag.enden auf die einzelnen 
Besatzungsmächte aillch in der Frage unseres 
eintheitlichen ArbeH�rechtes �nd in. der Fr,age 
.der einheitlichen Entlohnung :und Sozialpoli­
Hk manche 'Ge fahren aufkommen könnten. 
Wir wissen ja a.uch, daß nach unserer wirt­
scha ftlichen Struktur viele Zentralen hier in 
Wien stnd, deren 'Betdebe in de\ll Rand­
gebieten und in 03Jnderen Bundesländern 
liegen. Für die Betriebsführung wäre es eine 
UnmögliClhkeit, hier in Wien die Zentrale zu 
�laben, die als.o der �trolile d�r vier �lli­
lerten unterlIegt, �hrend dIe BetrIebe 
draußen der Einflußsphäre der einzelnen Be­
satzungsmächte ausgeliefert silIld. Wir haben 
über .aUe diese .Gefifhren im Ausschuß be­
raten und haben dazu auch Stellung genom­
men. W,enh wir trotzdem , für die Vorlage der 
R.egierung s:i!lld und ·sein müsselll, so in· der 
ErkenntniJS, d.aß die Aniierten daraus er­
sehen mögen, daß wir willens sind, unsere 
Wirtschaft nach unseren Grundsät1JeIIl wieder 
aufzubauen, d.aß wir auoh willens sind, ihren 
Weisungen gerecht zu werden, ebenso aber 
dafür ,eintreten, daß wir ehebaldigst zu einer 
freien österreichilSchen WirtS'chaft gelangen. 

In diesem Sinn treten wir für das Gesetz 
ein, und wir hoffen, daß das neue Gesetz ... 
(Zwischenrufe.) Mich von Ihnen belehren zu 
la'ssen, was Faschismus ist, das habe ich nicht 
nötig. Warum regen Sie sich darüber auf? 

Präsident: Ich bitte, den Redner nicht zu 
unterbrechen. 

Vorlage nichts Wesentliches bemerkt worden. 
Es erübrigt sich daher, dazu noc.b weiter zu 
sprechen. Nur zur KlarsteIlung möchte ioh 
auf die Tatsache hinweisen, daß den Ver­
mögensverwaltern auf die' Verwertung der 
Vermögenschaften ein I unmittelbarer und 
ausschlaggebender Einflüß nicht zusteht. Es 
ist Aufgabe des Bundesministeriums für Ver­
mögenssicherung, über die Verwertung der 
verwalteten Gegenstände und darüber zu ent­
scheiden, ob sie der Privatwirtschaft oder 
der Verstaatlichung zuzuführen sind. Es han­
delt sich also um eine treuhändige Vorstufe, 
und wenn ei,nes zu bedauern ist, so ist es 
der Umstand, daß in diesem Gesetzentwurf 
nicht schon jetzt eine genaue und gewissen­
hafte Au fsicht und Kontrolle der Vermögens­
verwalter vorgese,hen ist. Dies war nicht 
möglich, ich gebe aber meiner Erwartung 
Ausdruck, daß diese Kontrolle in der neuen 
Novelle so bald wie möglich eingeführt wer-
den wird. 

. ,  

Ich möchte d,azu noch folgendes bemerken: . 
Das Parlament ist auf Grund eines demo­
kratischen Wahlrechtes gewählt worden und 
ist sich seiner Freiheitsrechte bewußt. Dieses 
Parlament ist sich aber auch der Tatsache 
bewußt, daß es Verpflichtungen hat, und eine 
der großen Verpflichtungen ist, in schweren 
Zeiten Disziplin zu bewahren. (Zwischenrufe 
bei den Sozialisten.) Zu diesem Punkte muß 
ich sagen, daß die Bewahrung der Disziplin 
i'll einer so entsDheidenden Stunde dem Hause 
nur zur Ehre gereichen kann. (Neuerliche 
Zwischenrufe bei den Sozialisten.) 

Präsident: Ich bitte um Ruhe. 

Berichterstatter Ing. Schumy: Ich bin 
überzeugt, daß die politische Einsicht, die 
zu dieser....Disziplin führt, dazu beitragen 
wird, daß wir se,hr bald zu einer Zeit kom­
men werden, in der wir solche Gesetze nach 
freiem Ermessen beschließen können. Ich 
beantrage die Annahme dieses Gesetzes. 

Präsident: Wir kommen zur Ab s t i m­
m u n g. Ich ersuche jene Frauen und Her­
ren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang ihre Zustimmung 
geben wollen, sich von den Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Das Hohe Haus hat das Gesetz. 
in z w e i t e r L e s u n g  e i n s t i mmig 
zum Beschluß erhoben. 

A,bg. Altenburger ( fortsetzend): Die Her­
ren möchten hier auch etwas Unterhaltung 
haben. Wir treten dafür ein, daß in Zukunft 
gerade auf diesem Gebiet eine�EntpolUisie ­
rung platzgreife. (Zustimmung bei den Par­
teigenossen, lebha fte Zwischenrufe bei den 

·Sozialisten.) Wir trete:q. dafür ein, daß das 
neue Gesetz über die öffentlichen Verwalter 
den Minderheiten, für die Sie ja auch des 
öfteren sprechen, genau dasselbe Recht, genau 
dieselben Ansprüche auf Recht, Arbeit und 
Existenz gewährleiste und daß es nicht zu 
einer Ge fahr und Bedrohung der Mehrheit 
werde, die hier in österreich für die Ent­
scheidungen verantwortlich ist. (Beifall und 
Händeklatschen bei den Parteigenossen. -
Zwischenrufe bei den Sozialisten.) Berichterstatter Ing. Schumy: Ich s t e l l  e 

d e n  A n t r a  g a u f 's 0 f 0 r t i g e V 0 f­
Präsident : Die Rednerliste ist erschöpft, 11 a 11 m e d e r  d r i t t e n L e s  u n g. 

die D e b a t  t e ist g e s c ,h l o s  s e 11. Der Herr 
Berichterstatter hat das S c hI u ß w 0 r t. 

Berichterstatter lng. Schumy:. Hohes Haus! 
In der Debatte selbst ist zum Meritum der 

Präsident: 'Der Herr Berichterstatter be­
antragt die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung. Ich ersuche die Frauen und Herren, 
die dem Antrag ihre Zustimmung geben, sich 
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von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das Die T a g es 0 r d 11 U n g ist er s c h Ö p f t. 
Hohe Haus hat mit der erforderlichen Der Herr Obmann des Aus$chusses für 
Z w e 'i d I' i t tel m e h r  h e i t die sofortige S 0 z i a le V e r  w a l.t u n g beruft die�en Vornahme d'er d�itten Lesung besch lossen. Ausschuß für Dienstag, den. 5, Februar, 

Ich schreite zur A b s tim m u n g und er- 10 Uhr vormittag, in das Lokal nein. 
suche jene Frauen und Herren, die das Ge- Die 11 ä c h s  t e Si t z u 11 g des Hauses wird 
setz auch in dritter Lesung annehmen, sich auf s eh r i f tl ich e m Weg e einberufen 
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das werden; \ 
Gesetz ist auch in dritter Lesung zum B e- I;. 
S c hi u ß erhoben. Die Si t z u n g ist g e s chI 0 s s e 11. 

Schluß der Sitzung: 16 Uhr 55 Minuten. 

Druck der Osterreichischell Staatsdruck.erei. 1107 46 
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